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DER BUNDESMINISTER 

FÜR JUSTIZ 

7339/1-Pr 1/93 

An den 

zur Zahl 5372/J-NR/1993 

n-11613 der Beilagen zu den Stenographisehen Protokollen 
des Nationalrates XVIII. Gesetzgebungsperiode 

Präsidenten des Nationalrats 

, 5~9l{ lAB 

1993 "11- 30 

zu S372 IJ 

Wien 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Johann Hofer und Kollegen haben an mich eine 

schriftliche Anfrage, betreffend die Leistungen der KFZ-Haftpflichtversicherer, gerichtet 

und folgende Fragen gestellt: 

"1. Sind Sie auch der Meinung, daß der vorliegende Tatbestand einer Änderung 

bedarf? 

2. Wenn ja, sind Sie bereit, dem Parlament eine Änderung des Versicherungsver­

tragsgesetzes bzw. eine Änderung des Gesetzes tür 'den erweiterten Schutz 

von Verkel1rsopfern' (BGB1.322/1977 in der Fassung des BGBI.291/1987) vor­

zulegen, denenzufolge derartige Fälle in Hinkunft eine versicherungsrechtliche 

Deckung finden? 

3. Wenn nein, womit begründen Sie Ihre Ablehnung?" 

Ich beantworte diese Fragen wie folgt: 

Um die Anfrage fundiert beantworten zu können, ist es unumgänglich, einige rechtliche 

Überlegungen voranzustellen: 
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Das Versicherungsvertragsgesetz enthält in seinem 6. Kapitel (§§ 149 bis 158h) spezi­

fische Bestimmungen für die Haftpflichtversicherung. Der erste Abschnitt dieses Kapi­

tels (§§ 149 bis 158a) enthält allgemeine Bestimmungen, die für jede Haftpflichtversi­

cherung gelten, der zweite Abschnitt (§§ 158b bis 158h) besondere Regeln für solche 

Haftpflichtversicherungen, zu deren Abschluß eine gesetzliche Verpflichtung besteht 

(Pflichtversicherung; eine solche ist unter anderem die Kfz-Haftpflichtversicherung). 

Gemäß § 152 VersVG (der also für alle Arten von Haftpflichtversicherungen gilt) haftet 

der Versicherer nicht, wenn der Versicherungsnehmer vorsätzlich den Eintritt der Tat­

sache, für die er dem Dritten verantwortlich ist, widerrechtlich herbeigeführt hat. Unter 

Vorsatz ist nicht nur die absichtliche Herbeiführung eines bestimmten Erfolgs (etwa die 

absichtliche Schadenszufügung) zu verstehen, sondern unter anderem auch der soge­

nannte bedingte Vorsatz, bei dem der Täter einen schädlichen Erfolg vorhersieht und 

dessen Eintritt billigt, ohne daß es ihm geradezu darum geht, den Erfolg herbeizuführen 

(vgl. Art. 7 Abs. 2 der Allgemeinen Bedingungen für die Haftpflichtversicherung [AHVB 

1986]). Ein derartiger bedingter Vorsatz in bezug auf Schäden Dritter kann unter Um­

ständen anzunehmen sein, wenn jemand unter Verwendung eines Kfz eine Selbsttö­

tung beabsichtigt. Der Selbstmörder beabsichtigt zwar nicht die Schädigung Dritter, 

nimmt aber möglicherweise in Kauf, daß bei seinem Selbstmordversuch auch andere 

Personen zu Schaden kommen. Im Einzelfall kann die Abgrenzung zur sogenannten 

bewußten Fahrlässigkeit schwierig sein, bei der dem Täter zwar auch bewußt ist, daß 

er andere schädigen könnte, er aber darauf vertraut, oder zumindest darauf hofft, daß 

eine solche Schädigung nicht eintreten wird. Da die inneren Vorgänge in der Person 

des Selbstmörders zumeist nur auf Grund von Indizien erschlossen werden können, 

wird es vorwiegend von der Art und Weise des Selbstmordversuchs abhängen, ob mit 

Beziehung auf die Schädigung Dritter Vorsatz oder Fahrlässigkeit anzunehmen ist. Bei 

einer solchen Ausführung des Selbstmordversuchs, die ihrer Natur nach große Gefah­

ren für dritte Personen in sich birgt, wird man in Einzelfällen zur Annahme eines be­

dingten Vorsatzes und somit zur Anwendbarkeit des § 152 VersVG gelangen können. 

Nach der Judikatur (siehe OGH 28.5.1974, ZVR 1975/120) gilt § 152 auch im Bereich 

der Pflichtversicherung. Der Dritte kann sich also nicht auf § 158c Abs. 1 stützen, dem­

zufolge die Verpflichtung des Versicherers in Ansehung des Dritten bestehen bleibt, 
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wenn der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung dem Versicherungsnehmer 

gegenüber ganz oder teilweise leistungsfrei ist. § 152 VersVG wird also nicht als ein 

Fa\l der "Leistungsfreiheit" im Sinn des § 158c angesehen (siehe auch Prölls-Martin, 

Versicherungsvertragsgesetz24, Anm. Sb zu § 158c VersVG). Die Darstellung in dem 

Zeitungsartikel vom 19.9.1993, daß der Versicherer bei nachgewiesenem (be­

weispflichtig für die Willensrichtung des Versicherungsnehmers ist der Versicherer I) 

Vorsatz des Versicherungsnehmers auch dem Dritten gegenüber nicht leisten müsse, 

ist also zutreffend. Der in dem Artikel daraus gezogene Schluß, daß das Unfallopfer 

seine Schäden daher selbst tragen müsse, stimmt freilich in dieser Form nicht; der 

Schadenersatzanspruch gegen den Fahrzeuglenker bzw. dessen Erben bleibt ja beste­

hen. Das Problem einer derartigen Schadenersatzklage liegt im wesentlichen auch 

nicht (wie der Artikel meint) in ihren angeblich unsicheren Erfolgsaussichten; eine 

Schadenersatzverpflichtung des Unfallenkers dürfte in derartigen Fällen evident, ein 

stattgebendes Zivilurteil im Regelfall ohne Probleme zu erwirken sein. Vielmehr steht 

die möglicherweise mangelnde Liquidität des Unfallenkersbzw. seiner Erben im Vor­

dergrund; es ist durchaus nicht unwahrscheinlich, daß das stattgebende Schadenersat­

zurteil für den Geschädigten von geringem Wert ist, weil die finanziellen Mittel des Un­

fallgegners oder seiner Erben zur Abdeckung der Schadenersatzansprüchebei weitem 

nicht ausreichen. Diese Problematik ist ja auch der Hauptgrund dafür, daß für den Be­

trieb eines Kraftfahrzeugs der Abschluß einer Haftpflichtversicherung gesetzliCh vorge­

schrieben ist. 

Das Unfallopfer kann also vom HaftpflichtverSicherer des Schädigers (den er gemäß 

§ 22 des Kraftfahrzeughaftpflichtversicherungsgesetzes grundsätzlich direkt klagen 

könnte) bei nachgewiesenem Vorsatz des Unfallenkers keinen Ersatz erlangen. 

Auch das Bundesgesetz über den erweiterten Schutz der Verkehrsopfer, 8GBI. 

Nr. 322/1977, zuletzt geändert durch BGBI.Nr. 94/1993 (diese letzte Änderung wird al­

lerdings erst mit dem Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum in Kraft tre­

ten), sieht für derartige Fälle keine Ersatzleistung (des Fachverbands der Versiche­

rungsunternehmen) vor. Nach § 2 des Verkehrsopferschutzgesetzes besteht Anspruch 

auf Entschädigung nur in den Fällen des Nichtbestehens eines Versicherungsvertrags, 

der Fahrerflucht (diese beiden in dem Zeitungsartikel erwähnten Fälle wären also auch 
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in Österreich abgedeckt) sowie bei Schädigung durch einen Schwarzfahrer. Die Lei­

stungsfreiheit des Versicherers wegen vorsätzlicher Herbeiführung des Schadenfalls 

gibt hingegen keinen Anspruch auf Leistungen nach dem Verkehrsopferschutzgesetz. 

Gewisse Möglichkeiten bietet allerdings das Bundesgesetz vom 9.7.1972 über die Ge­

währung von Hilfeleistungen an Opfer von Verbrechen, BGBI.Nr. 288/1972 idF 

BGBI.Nr. 112/1993. Dieses Gesetz sieht Entschädigungen für Personenschäden vor, 

die jemandem durch eine mit mehr als sechsmonatiger Freiheitsstrafe bedrohte rechts­

widrige und vorsätzliche Handlung zugefügt wurden. Die (auch bloß bedingt) vorsätzli­

che (und auch die fahrlässige) Zufügung einer Körperverletzung oder Gesundheits­

schädigung ist eine strafbare Handlung (siehe insbes. § 5 Abs. 1 und §§ 83ft StGB), 

die Leistungen nach dem Verbrechensopfergesetz auslösen kann. Allerdings kann die­

ses Gesetz wohl nur Härten mildern, weil es folgende nicht unerhebliche Einschrän­

kungen des Ersatzes vorsieht: 

a) Die Straftat muß mit einer mehr als sechsmonatigen Freiheitsstrafe bedroht sein; die 

nicht weiter qualifizierte Körperverletzung nach § 83 StGB ist daher nicht erlaßt, weil 

hier der Strafrahmen nur bis zu sechs Monaten beträgt. 

b) Nach § 1 Abs. 2 sind nur österreichische Staatsbürger anspruchsberechtigt; in dem 

der Anfrage zugrunde liegenden Fall wäre,also eine Entschädigung nach dem Verbre­

chensopfergesetz nicht möglich. Allerdings wurde dem § 1 des Verbrechensopferge­

setzes durch BGBI.Nr. 112/1993 ein Abs. 7 angefügt, demzufolge Staatsbürgern von 

Vertragsparteien des EWR-Abkommens im Regelfall in gleicher Weise wie Österrei­

chern Hilfe zu leisten ist (diese Erweiterung ist jedoch an das Inkrafttreten des EWR­

Abkommens geknüpft). 

c) Nach dem VOG werden nicht alle Personenschäden abgegolten, vor allem gibt es 

weder Schmerzengeld noch Verunstaltungsentschädigung. Sachschäden werden 

überhaupt nicht ersetzt. 

Nach § 1 Abs. 4 ist wegen einer Minderung der Erwerbsfähigkeit Hilfe nur zu leisten, 

wenn dieser Zustand voraussichtlich mindestes sechs Monate dauern wird oder dem 

Opfer durch die strafbare Handlung eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1 StGB) 

zugefügt wurde. 
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d) Für die Schadenspositionen Verdienst- und Unterhaltsentgang sowie Bestattungsko­

sten gibt es Betragsgrenzen (§ 3 Abs. 1 bzw. § 7). 

Zu den konkreten Fragen: 

Fälle - wie der hier vorliegende ., in dem ein. Kfz-Haftpflichtversicherer unter Hinweis 

auf (bedingten) Vorsatz des Selbstmörders und Anwendbarkeit des § 152 VersVG sei­

ne Deckungspflicht ablehnt, sind in der Praxis extrem selten. Soweit dies überblickt 

werden kann, hat sich in den letzten 20 Jahren kein anderer derartiger Fall ereignet. 

Auch in dem oben erwähnten, der Entscheidung des OGH zugrunde liegenden Fall, 

war der Vorsatz des Versicherungsnehmers nicht erwiesen, der Versicherer ist zur 

Zahlung verurteilt worden. In aller Regel unterziehen sich die Versicherer von vornher­

ein nicht dem - zumeist aussichtslosen - Versuch, die Selbstmordabsicht und darüber 

hinaus einen bedingten Vorsatz des Selbstmörders in bezug auf die Schädigung Dritter 

- bezogen auf den aktuellen Unfallszeitpunkt (I) - nachzuweisen; zumal auch die seeli­

sche Ausnahmesituation~ in der sich ein Selbstmörder befindet, meist dessen Zurech­

nungsunfähigkeit im Tatzeitpunkt nahelegt. 

Der vorliegende Fall ist insofern besonders gelagert, als· neben dem aufgefundenen 

Abschiedsbrief - die vom Sachverständigen rekonstruierte Körperhaltung des Selbst­

mörders auf ein offensives Vorgehen hindeutete. Nach einer im kurzen Weg vom Bun­

desministerium für Justiz eingeholten Auskunft des Haftpflichtversicherers besteht aber 

selbst in diesem Fall dem Grunde nach die Bereitschaft, den Schaden zu ersetzen; ei­

ne Einigung scheiterte bislang angeblich an der Höhe der von den Geschädigten erho­

benen Ersatzforderung. 

Dennoch ist nicht ausgeschlossen, daß in Zukunft einem Haftpflichtversicherer der 

Nachweis eines bedingten Vorsatzes gelingt und zugleich auch die finanzielle Lei­

stungsfähigkeit des Schädigers bzw. der Erben zur Abdeckung des Schadens nicht 

ausreicht. Es wird daher versucht, das Problem durch geeignete legislative Maßnah­

men zu lösen, wobei sich verschiedene Möglichkeiten anbieten: 
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Zunächst könnte der Fall des Selbstmords, bei dem Schäden Dritter in Kauf genom­

men werden, aus § 152 VersVG ausgenommen werden. Eine andere Möglichkeit wä­

re, § 158c Abs. 1 um den Fall des § 152 zu erweitern. Diesen beiden Lösungsmöglich­

keiten ist gemeinsam, daß sie nicht bloß Schäden durch vorsätzlichen Mißbrauch ei­

nes Kraftfahrzeugs regeln, sondern sich auch auf andere Bereiche auswirken würden. 

Eine Änderung des § 152 VersVG würde für alle Haftpflichtversicherungen gelten, die 

Modifikation des § 158c würde alle Pflichthaftpflichtversicherungen erlassen, etwa 

auch Pflichtversicherungen, die primär zur Abdeckung von Vermögensschäden vorge­

schrieben sind. 

Vorzuziehen ist eine punktuell auf das vorliegende Problem zugeschnittene Lösung; 

eine solche wäre die Einbeziehung der mangelnden Versicherungsdeckung wegen 

vorsätzlicher Schadenverursachung in den Verkehrsopferschutz durch Erweiterung 

des Verkehrsopferschutzgesetzes. Diesen Weg ist man in der Bundesrepublik 

Deutschland gegangen, wo § 152 VersVG gleichfalls auch im Bereich der Kfz-Haft­

pflichtversicherung gilt (es ist daher zumindest ungenau, wenn indem Zeitungsbericht 

dargelegt wird, in Deutschland müßten die Versicherer auch bei vorsätzlicher Scha­

denverursachung leisten). Im § 12 des Pflichtversicherungsgesetzes ist jedoch ein An­

spruch gegen einen Entschädigungsfonds vorgesehen, wenn die Haftpflichtversiche­

rung des Schädigers deswegen keine Deckung gewährt, weil der Ersatzpflichtige den 

Schadenfall vorsätzlich und widerrechtlich herbeigeführt hat. Allenfalls könnte die Fra­

ge im Kraftfahrzeughaftpflichtversicherungsgesetz geregelt werden, indem dort eine 

Erweiterung des § 158c VersVG (im Sinn der oben dargelegten zweiten Lösungs­

variante) speziell für den Bereich der Kfz-Haftpflichtversicherung vorgesehen wird. 

Welcher dieser Varianten man letztlich den Vorzug gibt, bedarf genauer Überlegung, 

die auch die Auswirkungen der jeweiligen Lösung auf andere Bereiche des Versiche­

rungsrechts hinreichend berücksichtigt. Im Bundesministerium für Justiz ist derzeit eine 

Arbeitsgruppe mit der grundlegenden Überarbeitung des Versicherungsvertragsgeset­

zes im Hinblick auf die dritte Generation von EG-Versicherungsrichtlinien betraut. Die­

se Arbeitsgruppe befaßt sich im Rahmen ihrer Tätigkeit auch mit der vorliegenden Fra­

ge. Diese wurde auch bei den Gesprächen im Bundesministerium für Finanzen über 

ein neues KHVG erörtert. Es ist daher zu erwarten, daß die Bundesregierung dem 
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Nationalrat in absehbarer Zeit eine Regierungsvorlage zUleitet, in der auch die Lösung 

dieses Problems vorgeschlagen wird. 

29 • November 1993 L_-
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